Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11116 


22. 06. 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/10791 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung 
(DNA-Identitätsfeststellungsgesetz) 


b) zu dem Antrag der Abgeordneten Volker Beck (Köln), Marina Steindor 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 1 3/1 0656 - 

Gesetzliche Grundlage für Gen-Datei schaffen 


A. Problem 

Beim Bundeskriminalamt ist eine DNA-Analysedatei eingerichtet 
worden. Die für eine Datenerhebung in sachgerechtem Umfang 
erforderlichen gesetzlichen Ergänzungen einschließlich verfah- 
rensrechtlicher Rahmenbedingungen müssen noch geschaffen 
werden. 


B. Lösung 

Zu a) 

Schaffung einer gesetzlichen Regelung mit folgenden Inhalten: 

1. Ergänzung der Strafprozeßordnung um einen neuen § 81 g zur 
Regelung der Entnahme von Körperzellen beim Beschuldigten 
zur Durchführung molekulargenetischer Untersuchungen für 
Zwecke der Identitätsfeststellung in Strafverfahren, 

2. Festlegung der verfahrensrechüichen Rahmenbedingungen, 

3. Erstreckung der Regelung auf Verurteilte und hier gleichzu- 
stellende Personen, 

4. klarstellende Regelungen zur Verwendung des erlangten 
Datenmaterials. 

Große Mehrheit im Ausschuß 
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zu b) 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Erhöhter Vollzugsaufwand durch zusätzliche DNA-Analysen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Gesetzentwurf - Drucksache 13/10791 - in der aus der 
anhegenden Zusammenstellung ersichtiichen Fassung anzu- 
nehmen, 

b) den Antrag - Drucksache 13/10656 - abzulehnen. 


Bonn, den 17. Juni 1998 


Der Rechtsausschuß 


Horst Eylmann 

Ronald Pofalla 

Dr. Herta Däuhler-Gmelin 

Dr* Jürgen Meyer (Ulm) 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatterin 

Berichterstatter 


Volker Beck (Köln) 

Jörg van Essen 



Berichterstatter 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozßordnung 
(DNA-Identitätsfeststellungsgesetz) 

- Drucksache 1 3/1 0791 - 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung 
(DNA-ldentitätsfeststellungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl, I S. 1074, 
1319), zuletzt geändert durch wird wie folgt geän- 
dert: 

Nach § 81 f wird folgender § 81 g angefügt: 

.§81g 

(1) Zum Zwecke der Identitätsfeststellung in künf- 
tigen Strafverfahren dürfen dem Beschuldigten 

1. eines Verbrechens, 

2. einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestim- 
mung oder 

3. einer sonstigen Straftat von erheblicher Bedeu- 
tung 

Körperzellen entnommen und zur Feststellung 
des DNA-Identifizierungsmusters molekulargenetisch 
untersucht werden, wenn wegen der Art oder Aus- 
führung der Tat, der Persönlichkeit des Beschuldig- 
ten oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der An- 
nahme besteht, daß gegen ihn künftig erneut Straf- 
verfahren wegen einer der vorgenannten Straftaten 
zu führen sind, und nicht bereits ein ausreichendes 
DNA-Identifizierungsmuster auf Grund einer Unter- 
suchung nach § 81 e vorliegt. 

(2) Die entnommenen Körperzellen dürfen nur für 
die in Absatz 1 genannte molekulargenetische Unter- 
suchung verwendet werden; sie sind unverzüglich zu 
vernichten, sobald sie hierfür nicht mehr erforderlich 
sind. Bei der Untersuchung dürfen andere Feststel- 
lungen als diejenigen, die zur Ermittlung des DNA- 
Identifizierungsmusters erforderlich sind, nicht ge- 
troffen werden; hierauf gerichtete Untersuchungen 
sind unzulässig. 

(3) § 81 a Abs. 2 und § 81 f gelten entsprechend. " 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung 
(DNA-ldentitätsfeststellungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Nach § 81f der Strafprozeßordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. Aprü 1987 (BGBl. I 
S. 1074, 1319), die zuletzt durch ... geändert worden 
ist, wird folgender § 81 g angefügt: 


.§81g 

(1) Zum Zwecke der Identitätsfeststellung in künf- 
tigen Strafverfahren dürfen dem Beschuldigten, der 
einer Straftat von erheblicher Bedeutung, insbeson- 
dere eines Verbrechens, eines Vergehens gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung, einer gefährlichen Kör- 
perverletzung, eines Diebstahls in besonders schwe- 
rem Fall oder einer Erpressung verdächtig ist, Kör- 
perzellen entnommen und zur Feststellung des DNA- 
Identifizierungsmusters molekulargenetisch unter- 
sucht werden, wenn wegen der Art oder Ausführung 
der Tat, der Persönlichkeit des Beschuldigten oder 
sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme be- 
steht, daß gegen ihn künftig erneut Strafverfahren 
wegen einer der vorgenannten Straftaten zu führen 
sind. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf 

§2 

Altfälle und Übergangsregelung 

Maßnahmen nach § 81g der Strafprozeßordnung 
dürfen auch durchgeführt werden, wenn der Betrof- 
fene vor Inkrafttreten dieses Gesetzes oder innerhalb 
eines Jahres danach wegen einer der in § 81 g Abs. 1 
der Strafprozeßordnung genannten Straftaten rechts- 
kräftig verurteilt oder nur wegen erwiesener oder 
nicht auszuschließender Schuldunfähigkeit, auf Gei- 
steskrankheit beruhender Verhandlungsunfähigkeit 
oder fehlender oder nicht ausschheßbar fehlender 
Verantwortiichkeit (§ 3 des Jugendgerichtsgesetzes) 
nicht verurteilt worden ist und die entsprechende 
Eintragung im Bundeszentralregister oder Erzie- 
hungsregister noch nicht getilgt ist. 

§3 

Verwendungsregelung 

Die gemäß § 81g der Strafprozeßordnung oder 
gemäß § 2 dieses Gesetzes gewonnenen DNA-Identi- 
fizierungsmuster können nach dem Bundeskrinünal- 
amtgesetz verarbeitet und genutzt werden. 


§4 

Zitiergebot 

Das Grundrecht der körperhchen Unversehrtheit 
nach Artikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes wird durch 
dieses Gesetz eingeschränkt. 

§5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§2 

Regelung^ bezüglich Verurteilter 

Maßnahmen, die nach § 81g der Strafprozeßord- 
nung zulässig sind, dürfen auch durchgeführt wer- 
den, wenn der Betroffene wegen einer der in § 81g 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung genannten Straftaten 
rechtskräftig verurteilt oder nur wegen erwiesener 
oder nicht auszuschheßender Schuldunfähigkeit, auf 
Geisteskrankheit beruhender Verhandlungsunfähig- 
keit oder fehlender oder nicht ausschließbar fehlen- 
der Verantworthchkeit (§ 3 des Jugendgerichtsge- 
setzes) nicht verurteilt worden ist und die entspre- 
chende Eintragung im Bundeszentralregister oder 
Erziehungsregister noch nicht getilgt ist. 

§3 

Verwendungsregelung 

Die Speicherung der gemäß § 2 dieses Gesetzes 
gewonnenen DNA-ldentifizierungsmuster beim 
Bundeskriminalamt ist zulässig. Die gemäß § 81g 
der Strafprozeßordnung oder gemäß § 2 dieses 
Gesetzes gewonnenen DNA-ldentifizierungsmuster 
können nach dem Bundeskriminalamtgesetz verar- 
beitet und genutzt werden. Auskünfte dürfen nur für 
Zwecke eines Strafverfahrens, der Gefahrenabwehr 
und der internationalen Rechtshife hierfür erteilt 
werden. 

§4 

unverändert 


§5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Ronald Pofalla, Dr. Herta Däubler-Gmelin, 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Volker Beck (Köln) und Jörg van Essen 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
- Drucksache 13/10791 - und den Antrag - Druck- 
sache 13/10656 - in seiner 238. Sitzung vom 28. Mai 
1998 in erster Lesung beraten und zur federführen- 
den Beratung an den Rechtsausschuß und zur Mit- 
beratung an den Innenausschuß, den Ausschuß für 
Famüie, Senioren, Frauen und Jugend, den Aus- 
schuß für Gesundheit und an den Ausschuß für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung überwiesen . 

IL Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Gesetzentwurf - Drucksache 13/10791 - enthält 

1. die Ergänzung der Strafprozeßordnung um einen 
neuen § 81 g zur Regelung der Entnahme von 
Körperzellen beim Beschuldigten zur Durchfüh- 
rung molekulargenetischer Untersuchungen für 
Zwecke der Identitätsfeststellung in Strafverfah- 
ren, 

2. die Festlegung der verfahrensrechtlichen Rahmen- 
bedingungen, 

3. die Erstreckung der Regelung auf Verurteilte und 
hier gleichzustellende Personen, 

4. klarstellende Regelungen zur Verwendung des 
erlangten Datenmaterials. 

Mit dem Antrag - Drucksache 13/10656 - soll die 
Bundesregierung aufgefordert werden, einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen, in dem die Grundlagen der 
DNA-Analysedatei beim Bundeskriminalamt gesetz- 
hch geregelt werden. 

111. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuß hat die Vorlagen in seiner Sit- 
zung vom 17. Juni 1998 beraten und mit den Stim- 
men der Koahtionsfraktionen sowie der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS empfohlen, 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/10791 anzu- 
nehmen. Er empfiehlt des weiteren mit den Stimmen 
der Koahtionsfraktionen sowie der Gruppe der PDS 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung seitens der Fraktion der 
SPD, den Antrag auf Drucksache 13/10656 abzu- 
lehnen. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat die Vorlagen in seiner Sitzung vom 
17. Juni 1998 beraten und zu Drucksache 13/10791 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FD.P. bei Enthaltung seitens der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, die Annahme 


des Gesetzentwurfs zu empfehlen. Zu Drucksache 
13/10656 hat er mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe der PDS beschlossen, die Ablehnung des 
Antrags zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Vorlagen in 
seiner 128. Sitzung vom 17. Juni 1998 beraten und 
einstimmig beschlossen, von der Mitberatung abzu- 
sehen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung ist der 

Auffassung, daß die Vorlagen keine bildungs- und 
forschungspohtischen Aspekte enthalten. Er hat des- 
halb auf eine Mitberatung verzichtet. 

111. Beratungsverlauf 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlagen in seiner 
124. Sitzung vom 17. Juni 1998 beraten. 

In der Schlußabstimmung stimmte der Rechtsaus- 
schuß zunächst über die einzelnen Paragraphen des 
Gesetzentwurfs auf Drucksache 13/10791 in der vom 
Ausschuß empfohlenen Fassung v^^ie folgt ab: 

§1 (§81g der Strafprozeßordnung) wurde mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 
SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS angenom- 
men. Die §§ 2 bis 5 wurden einstimmig angenom- 
men, § 2 bei Enthaltung seitens der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS, § 5 
bei Enthaltung seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

Der Gesetzentwurf insgesamt mit den vom Ausschuß 
beschlossenen Änderungen wurde mit den Stimmen 
der Koahtionsfraktionen und der Fraktion der SPD 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS angenommen. 

Der Antrag auf Drucksache 13/10656 wurde mit den 
Stimmen der Koahtionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS bei Enthaltung seitens der Frak- 
tion der SPD abgelehnt. 

Die Einrichtung der DNA-Analysedatei wurde von 
den Sprechern aUer Fraktionen im Rechtsausschuß 
begrüßt. 

Seitens der Koahtionsfraktionen wurde hervorge- 
hoben, daß mit dem Gesetzentwurf die Rechte der 
Opfer neben den Betroffenenrechten wieder ange- 
messen beachtet würden. 

Die Fraktion der SPD begrüßte die erzielten rechts - 
staathchen Verbesserungen des Gesetzentwurfs, sah 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode Drucksach6 1 3/1 1116 


aber angesichts verbleibender Rechtsunsicherheiten 
im Hinblick auf die Speicherung der erhobenen Da- 
ten Prüfungsbedarf für die kommende V/ahlperiode. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vertrat die 
Auffassung, der Gesetzentwurf biete keine gesetz- 
liche Grundlage für die bestehende DNA-Analyse- 
datei beim Bundeskriminalamt. Er erweitere ledig- 
lich die Möglichkeiten der Erhebung von Gendaten 
auf Beschuldigte und Verurteilte, bei denen im 
Ermittlungsverfahren ein Gentest aufgrund der be- 
stehenden Rechtslage nicht durchgeführt wurde. Der 
verfassungsrechtliche Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
gebiete zudem einen abschließenden Straftatenkata- 
log. Die Erhebung und Speicherung von Gendaten 
sei auf Sexualstraftaten und Gewaltkriminalität zu 
beschränken. Der Gesetzentwurf erfasse hingegen 
jegliches Verbrechen, wie etwa auch den Meineid. 

Der Rechtsausschuß hat die Bundesregierung einver- 
nehmlich gebeten, innerhalb eines Jahres nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes einen Erfahrungsbericht 
vorzulegen. Hierbei sollen die rechtlichen Grund- 
lagen für die Speicherung von DNA-Identifizierungs- 
mustem sowohl nach Bundesrecht als auch nach 
Landesrecht einbezogen werden. 


IV. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

1. Allgemeines 

Der Ausschuß weist grundsätzlich darauf hin, daß 
der Gesetzentwurf nur die Entnahme und molekular- 
genetische Untersuchung der Körperzellen sowie 
die Verwendung der festgestellten DNA-Identifizie- 
rungsmuster für Strafverfahren regelt, und auch nur 
insoweit, als nicht bereits eine gesetzliche Regelung 
(§ 81 e StPO) vorliegt. Demgemäß bleibt die Befugnis 
der Länder unberührt, in Landespolizeigesetzen für 
erkennungsdienstliche Maßnahmen im präventiven 
Bereich weitergehende Regelungen zu treffen, ins- 
besondere weitere Befugnisnormen zur Gefahren- 
abwehr zu schaffen. 

Entsprechendes gilt auch für § 3 des Gesetzentwurfs. 
Daher bleiben Dateien, die bereits derzeit auf bun- 
des- bzw. landesrechtiiche Bestimmungen gestützt 
werden können, insbesondere die Speicherung von 
Ergebnissen aus Maßnahmen gemäß § 81e StPO 
beim Bundeskriminalamt und den Landeskrinünal- 
ämtem unberührt. Die Regelung des § 3 des Gesetz- 
entwurfs läßt einen gegenteiligen Umkehrschluß 
nicht zu. 

2. Zu den einzelnen Änderungen 

Zu § 1 (§ 81 g der Strafprozeßordnung) 

Durch die Änderung des ersten Haibsatzes soll der 
Begriff der Straftat von erheblicher Bedeutung kon- 
kreter Umrissen werden. 

Der letzte Halbsatz war zu streichen, weil er entbehr- 
lich ist. Bereits aus dem verfassungsrechtlichen Ver- 
hältnismäßigkeitsgrundsatz ergibt sich, daß eine 
Entnahme bzw. Untersuchung zu unterbleiben hat, 


wenn bereits ein ausreichendes DNA-Identifizie- 
rungsmuster vorhegt. Dieses kann sich z.B. aus einer 
Maßnahme gemäß § 81 e oder einer früheren erken- 
nungsdiensthchen Behandlung nach § 81 g Abs. 1 er- 
geben haben. 

Zu §2 

Durch die Änderung des ersten Halbsatzes soll ver- 
deutlicht werden, daß auch in den Fällen des § 2 die 
Voraussetzungen von § 81g der Strafprozeßordnung 
vorhegen müssen. 

Die teilweise Streichung in § 2 beruht darauf, daß 
diese Vorschrift nicht nur für Altfälle und als Über- 
gangsregelung Bedeutung hat. Es sind Fälle denk- 
bar, in denen sich erst nachträglich, etwa nach meh- 
reren Jahren Strafhaft, herausstellt, daß ein DNA- 
Profil für die Identifizierungsdatei erstellt werden 
muß. Die DNA- Analyse muß auch in solchen Fällen 
möglich sein, in denen die Gefahrenprognose - bei 
einschlägigen Fällen - erst aufgrund von Erkenntnis- 
sen während einer Strafhaft bejaht wird. 

Hinsichtlich der Auswirkung der Verfahrensbeendi- 
gung der Strafverfahren, in deren Verlauf die DNA- 
Analysen bei den Beschuldigten nach § 81 g durch- 
geführt worden sind, auf die Speicherung und 
Löschung in der Datei wird auf die Ausführungen zu 
§ 3 in diesem Bericht Bezug genommen. 

Zu §3 

Durch den dem bisherigen, nun als Satz 2 unverän- 
dert bestehenbleibenden Text vorangesteUten Satz 1 
soll im Hinblick auf geäußerte Bedenken deutücher 
als bei der bisherigen Fassung im Wortlaut des Ge- 
setzestextes selbst und nicht nur aufgrund eines Aus- 
legungshinweises in der Begründung klargestellt 
werden, daß auch Verurteüte und ihnen Gleichge- 
stellte, bei denen Erhebungen aufgrund des § 2 
durchgeführt wurden, in der beim Bundeskriminal- 
amt nach § 8 Abs, 6 BKAG geführten Datei gespei- 
chert werden dürfen. 

Selbstverständlich können beim Bundeskriminalamt 
und bei den Polizeien der Länder auch Verurteilte 
gespeichert werden. Normalerweise liegt der Zeit- 
punkt der Erhebung in einem früheren Stadium der 
Ermittlungen, so daß ohne Schwierigkeiten auf den 
Begriff des Beschuldigten oder des Tatverdächti- 
gen (in Abgrenzung zum Unschuldigen) abgestellt 
werden kann. Lediglich bei einem Freispruch oder 
einem diesem gleichgestellten Verfahrensabschluß 
nach der Informationserhebung sind gemäß § 8 
Abs. 3 BKAG die Speicherung, Veränderung und 
Nutzung der Daten unzulässig, wenn sich aus den 
Gründen der Entscheidung ergibt, daß der Betroffene 
die Tat nicht oder nicht rechtswidrig begangen hat. 
Die Unterlagen sind dann gegebenenfalls zu ver- 
nichten. Mittelbar ergibt sich aus dieser Vorschrift 
die imbestrittene Befugnis, auch Verurteilte weiter- 
hin nach den üblichen Prüffristen gemäß § 32 BKAG 
zu speichern. In bezug auf die Speicherung stellt der 
Wechsel von der Beschuldigten- zur Verurteiltenei- 
genschaft folglich keine relevante Zäsur dar. 
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Das Ergebnis der Zulässigkeit der Speicherung nach 
Verurteilung ergibt sich auch aus dem Erstrecht- 
Schluß. Wenn schon Verdachtsfälle eine Speicherung 
rechtfertigen, dann dürfen erst recht Verurteilte ge- 
speichert werden, also Personen, bei denen sich im 
Laufe des Strafverfahrens der Verdacht zur Gewiß- 
heit erhärtet hat. 

Die Klarstellung in Satz 1 erscheint jedoch geboten, 
weil in § 2 in untypischer Weise die Erhebung dezi- 
diert in eine Phase verlagert wird, in der derartige Er- 
hebungen sonst nicht mehr stattfinden. 

Hinsichtlich des - nicht veränderten - Satzes 2 wird 
die Begründung des Fraktionsentwurfs vollinhaltlich 
in Bezug genommen. 

Satz 3 enthält für den Bereich der Auskünfte gegen- 
über den Bestimmungen des BKAG eine engere 
Spezialregelung, in dem die Auskunftserteilung auf 
die dort genannten Zwecke eingegrenzt wird. Der 
Begriff des „Strafverfahrens" ist in einem weiten 


Sinne zu verstehen. Er umfaßt auch Zwecke des 
Strafvollzuges, der Strafvollstreckung und von Gna- 
denverfahren. 

Der Begriff der Gefahrenabwehr stellt nicht auf die 
Abwehr konkreter Gefahren ab, sondern ist vielmehr 
- in Abgrenzung zu anderen nicht justitiellen oder 
polizeilichen Zwecken - im weiten Sinne zu verste- 
hen. Eingeschlossen ist dabei insbesondere die 
Datenübermittlung im Rahmen der informationeilen 
Zusammenarbeit einschließlich der internationalen 
Zusammenarbeit. Der Begriff der internationalen 
Rechtshilfe ist besonders genannt, weil der Begriff 
der Rechtshilfe nicht ohne weiteres unter den Begriff 
Strafverfahren zu subsumieren ist und die justitielle 
Rechtshilfe überdies in § 3 BKAG ausgenommen ist. 

Zu §5 

Eine Vorlaufzeit bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
ist nicht erforderlich. 


Bonn, den 17. Juni 1998 


Ronald Pof alla 

Dr. Herta Däubler-Gmelin 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Berichterstatter 

Berichterstatterin 

Berichterstatter 

Volker Beck (Köln) 

Jörg van Essen 


Berichterstatter 

Berichterstatter 
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